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MORNING NEWS 
8. April 2024 

INDEX  SCHLUSS VERÄNDERUNG 

net            % 

VORTAG  INDEX SCHLUSS VERÄNDERUNG 

net              % 

VORTAG 

DAX 18.175,04  -228,09  -1,24  18.403,13   DJ 30 38.904,04  307,06  0,80  38.596,98  

MDAX 26.915,13  -352,58  -1,29  27.267,71   NASDAQ  18.108,46  229,68  1,28  17.878,78  

TEC DAX 3.361,56  -40,21  -1,18  3.401,77   Nikkei 225 39.328,19  336,11  0,86  38.992,08  

Euro Stoxx50 5.014,75  -56,01  -1,10  5.070,76   Hang Seng 16.709,68  -14,24  -0,09  16.723,92  

Bund Future 132,03  -0,19  -0,14  132,22   Euro / US-$ 1,0832  -0,00  -0,05  1,0837  

Gold in US-$ 2.342,12  12,37  0,53  2.329,75   Öl (Brent) US-$ 89,79  -1,38  -1,51  91,17  

Bitcoin / US-$ 69.373,62  55,49  0,08  69.318,13   Ethereum / US-$ 3.419,17  17,59  0,52  3.401,55  

Vorbörsliche Indikationen (07:00 Uhr) 

INDEX INDIKATION ABSOLUTE VERÄNDERUNG (zum Schlusskurs Vortag) 

DAX 18.173 -2 

NASDAQ Future 18.292,50  -8,25  

 

AKTIE 

 

PARITÄT €  

 

VERÄNDERUNG 

€                         %  

SCHLUSSKURS 

XETRA in €  

SCHLUSSKURS 

NYSE in $ 

VOLUMEN  

NYSE 

SAP AG 177,09  -0,33  -0,00  177,42  191,82  639.292,00  

Nokia OJ 3,22  0,00  0,00  3,22  3,49  14.833.251,00  

Unternehmenstermine 

UNTERNEHMEN RIC ANLASS ZEIT SCHÄTZUNG 

DAX / MDAX Heute keine wichtigen Unternehmenstermine 

Europäische Unternehmen Bossard (06:00 Umsatz Q1), Repsol (18:00 Umsatz Q1) 
Quelle: Bloomberg/dpa/AFX  

Konjunkturtermine 

LAND INDIKATOR MONAT UHRZEIT SCHÄTZUNG 

D Industrieproduktion (m/m), sb Februar 08:00 0,5% (1,0%) 

D Industrieproduktion (y/y), WDA Februar 08:00 -6,8% (-5,5%) 

D Handelsbilanz, sb Februar 08:00 25,0 (27,6) Mrd € 

D Exporte m(m/m), sb Februar 08:00 -0,5% (6,3%) 

D Importe m(m/m), sb Februar 08:00 -1,2% (3,7%) 

EWU Sentix Investorvertrauen April 10:30 -8,3 (-10,5) 
Quelle: Bloomberg  

Wall Street Schlussbericht 

VOLUMEN  GEHANDELTE AKTIEN (in Mrd.)  US-STAATSANLEIHEN

  
VERÄNDERUNG RENDITE (Yield) 

Volumen NYSE  n/a  10-jährige Bonds -0,609 4,38% 

Volumen NASDAQ  n/a  30-jährige Bonds -1,094 4,54% 
   ()=Vortag 

Die Verlangsamung des Lohnwachstums in den USA stimmt die Anleger an der Wall Street optimistisch. Der Dow-

Jones-Index der Standardwerte schloss am Freitag 0,8 Prozent fester bei 38.904 Punkten. Der breiter gefasste S&P 500 

rückte um 1,1 Prozent vor auf 5204 Zähler. Der Index der Technologiebörse Nasda q gewann 1,2 Prozent auf 16.248 

Stellen. Für die Gesamtwoche ergibt sich damit für den Dow noch ein Rückgang von rund zwei Prozent und für den S&P 

und die Nasdaq von jeweils etwa ein Prozent.  
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Am US-Arbeitsmarkt kamen im März nach dem offiziellen Bericht der Regierung zwar weitaus mehr Stellen hinzu als 

erwartet. Dies schürte unter den Anlegern in Europa Zweifel an einer baldigen geldpolitischen Lockerung der US -

Notenbank Fed. Die Währungshüter versuchen, mit erhöhten Zinsen den heiß gelaufenen Jobmarkt abzukühlen.  

Die Investoren in den USA konzentrierten sich allerdings Experten zufolge auf die Tatsache, dass das Wachstum des 

durchschnittlichen Stundenlohns erneut zurückging. "Dieser Rückgang zeigt, dass sich der von den Löhnen ausgehende 

Inflationsdruck verlangsamt. Deswegen nehmen die Anleger den Bericht auf die leichte Schulter", erklärte David 

Waddell, Konzernchef und Chefstratege des Vermögensverwalters Waddell & Associates.  

An den Terminmärkten wird die Wahrscheinlichkeit einer ersten geldpolitischen Lockerung der Fed  im Juni und Juli 

jedoch nur noch auf knapp 55 und gut 70 Prozent geschätzt. Fallende Zinsen bei den späteren Entscheiden gelten 

dagegen weiterhin als sehr wahrscheinlich. "Die Anleger stellen sich nach und nach darauf ein, dass es in diesem Jahr 

vielleicht keine drei Zinssenkungen geben wird", sagte Anthony Saglimbene, Chefmarktstratege bei Ameriprise Financial 

in Troy, Michigan. "Es könnten doch nur zwei werden. Es ist wirklich zu früh, um das sicher zu sagen. Und wenn die 

Wirtschaft weiter so läuft wie bisher in diesem Jahr, dann ist es auch denkbar, dass die Fed die Zinswende erst 2025 

einleitet." 

Der Goldpreis setzte seine Rekordjagd fort und verteuerte sich um bis zu 1,7 Prozent auf 2329,29 Dollar je Feinunze. 

"Unterstützung kommt von charttechnisch orientierten Marktteilnehmern und Handelssystemen sowie der 

angespannten Situation im Nahen Osten", erklärte Alexander Zumpfe, Händler beim Edelmetall-Refiner Heraeus. 

Gefragt bei den Einzelwerten waren unter anderem Krispy Kreme, die nach einer Hochstufung auf "Overweight" von 

"Neutral" durch Piper Sandler um 7,2 Prozent kletterten. Die jüngste Erweiterung einer Partnerschaft der Donut -Kette 

mit McDonald's stelle einen "Wendepunkt" für Krispy Kreme dar, hieß es in der Erklärung.  

Die Anleger deckten sich auch mit den Papieren von Shockwave Medical ein, die um zwei Prozent zulegten. Der US-

Pharmariese Johnson & Johnson will das Medizintechnik-Unternehmen für 13,1 Milliarden Dollar übernehmen.  

Aus den Depots flogen auch Tesla mit einem Minus von 3,6 Prozent. Der US-Autobauer hat Insidern zufolge sein 

Vorhaben abgesagt, ein preisgünstiges Elektro-Auto für den Massenmarkt zu bauen. 

US Unternehmen 

Neues Problem für den US-Flugzeugbauer Boeing: Eine Maschine vom Typ 737-800 musste nach Angaben der US-

Flugaufsicht FAA in der Luft umkehren, nachdem die Besatzung berichtet hatte, dass sich die Verkleidung  eines 

Triebwerks während des Starts gelöst und eine Flügelklappe getroffen habe. Die Maschine der Fluggesellschaft 

Southwest Airlines mit Ziel Houston sei nach dem Vorfall am Sonntag sicher zum Internationalen Flughafen von Denver 

zurückgekehrt. Der Vorfall werde nun untersucht (Reuters). 

In Brasilien hat der Oberste Gerichtshof ein Ermittlungsverfahren gegen Elon Musk wegen Behinderung der Justiz in 

Zusammenhang mit seinem Unternehmen X eingeleitet. "X soll es unterlassen, eine bereits erlassene gerichtliche 

Anordnung zu missachten, einschließlich der Reaktivierung von Profilen, die von diesem Obersten Gericht gesperrt 

wurden", ging am Sonntag aus den Gerichtsunterlagen hervor (Reuters). 

Marktmeldungen 

Der geplante Fonds für die gesetzliche Rente soll nach Angaben der zuständigen Investmentmanagerin überwiegend in 

Aktien investieren. "Aufgrund der Renditeanforderungen dürfte der Aktienanteil in Richtung 80 Prozent gehe", sagte die 

Vorstandsvorsitzende des Staatsfonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung (K enfo), Anja Mikus, der "Welt 

am Sonntag". Das sogenannte Generationenkapital werde voraussichtlich fast keine Anleihen haben. "Auch nicht -

börsennotierte Anlagen dürften im weiteren Verlauf eine Rolle spielen."  (dpa/AFX). 
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Die Präsidentin der regionalen Notenbank von Dallas, Lorie Logan, hat Erwartungen auf baldige Leitzinssenkungen 

in den USA gedämpft. Neben den zuletzt hoch ausgefallen Inflationsraten verwies sie auf das trotz gestiegener 

Kreditkosten immer noch hohe Wirtschaftswachstum. Sie sei zunehmend besorgt, d ass der Fortschritt bei der 

Inflationsbekämpfung ins Stocken geraten könnte, sagte sie auf einer Veranstaltung an der Duke University in Durham. 

Es bestehe die Gefahr, dass die Inflation nicht rechtzeitig das Inflationsziel von zwei Prozent erreiche  (dpa/AFX). 

Bei den Kommunalwahlen in Polen kann die oppositionelle PiS-Partei landesweit auf die meisten Stimmen hoffen. Einer 

Nachwahl-Befragung des Instituts Ipsos vom Sonntagabend zufolge kann die national-konservative und EU-kritische PiS 

mit 33,7 Prozent der Stimmen rechnen. Die Bürgerkoalition KO um dem im Herbst gewählten Ministerpräsidenten Donald 

Tusk käme auf 31,9 Prozent. Sollten sich die Ergebnisse bestätigen, würde dies Tusks Vorhaben bremsen, seine KO 

unabhängig von Partnern in der Regierung auf den ersten Platz zu führen. Die beiden anderen an der Regierung 

Beteiligten, die Mitte-Rechts-Partei Dritter Weg und die Linke, erreichten 13,5 beziehungsweise 6,8 Prozent  (Reuters). 

Die USA drängen Israel bei den indirekten Verhandlungen um eine Feuerpause im Gaza-Krieg und die Freilassung von 

Geiseln laut einem Medienbericht zu Zugeständnissen in einem Kernpunkt. Demnach will die US -Regierung erreichen, 

dass eine begrenzte Rückkehr von Zivilisten in den Norden des seit sechs Monaten umkämpften Küstengebiets 

ermöglicht wird. Wie das "Wall Street Journal" am Samstag unter Berufung auf amerikanische, israelische und 

ägyptische Beamte berichtete, wollen die USA als Israels wichtigster Verbündeter mit ihrem Vorstoß einen Durchbruch 

bei den seit Wochen stockenden Verhandlungen ermöglichen (dpa/AFX). 

Eine Delegation der Hamas ist in Kairo eingetroffen. Man werde sich mit dem ägyptischen Geheimdienstchef Abbas 

Kamel treffen, teilt die Hamas mit. Die Gruppe wiederholt zugleich ihre Forderung vom 14. März. Dazu gehören ein 

dauerhafter Waffenstillstand, der Rückzug Israels aus dem Gazastreifen, die Rückkehr der Vertriebenen und der 

Austausch palästinensischer Gefangener gegen israelische Geiseln, die im Gazastreifen festgehalten werden. Zudem wird 

gefordert, die palästinensische Bevölkerung zu unterstützen und mit dem Wiederaufbau des Küstenstreifens zu 

beginnen. Bei den Gesprächen für einen Waffenstillstand sind einem ägyptischen TV-Bericht zufolge Fortschritte erzielt 

worden. Bei den Eckpunkten herrsche Einigkeit, berichtete der Sender Al-Kahera News unter Berufung auf einen 

ägyptischen Insider (Reuters). 

Die Vereinigten Staaten bereiten sich einem Insider zufolge auf einen möglichen Vergeltungsschlag des Irans auf 

israelische oder amerikanische Einrichtungen vor. "Wir sind definitiv sehr alarmiert", sagt ein US-Beamter und 

bestätigt damit einen CNN-Bericht, wonach es in der nächsten Woche zu einem Angriff kommen könnte (Reuters). 

Israels Verteidigungsminister Yoav Gallant sagt, die israelischen Soldaten, die sich am Sonntag aus dem Gazastreifen 

zurückgezogen hätten, hätten dies mit Blick auf die Vorbereitung für künftige Einsätze getan. "Die Truppen verlassen 

den Gazastreifen und bereiten sich auf ihre nächsten Einsätze vor. Wir haben Beispiele für solche Einsätze bei der Shifa-

Operation gesehen und auch für ihren kommenden Einsatz in der Gegend von Rafah", sagt Gallant nach Angaben seines 

Büros bei einem Treffen mit Militärs (Reuters). 

Das israelische Militär teilt mit, es habe eine weitere Phase der Vorbereitung auf einen möglichen Krieg im Norden an 

den Grenzen mit dem Libanon und Syrien abgeschlossen. Dabei sei es um Voraussetzungen für eine breite 

Mobilisierung von Soldaten gegangen. Die Pressemitteilung der Armeeführung ha t den Titel: "Bereitschaft für den 

Übergang von der Verteidigung zur Offensive." (Reuters). 

Die vom Iran unterstützte Huthi-Miliz hat aus dem Jemen nach eigener Darstellung Schiffe mit Bezug zu Israel, den 

USA und Großbritannien angegriffen. In den letzten 72 Stunden habe die Miliz fünf solcher "Militäreinsätze" 

durchgeführt, sagte Huthi-Militärsprecher Jahja Sari in einer im Fernsehen übertragenen Botschaft am Sonntag. 

Darunter sollen zwei Raketenangriffe auf israelische Handelsschiffe sowie Drohnenangriffe auf mehrere US -Fregatten im 

Roten Meer gewesen sein. Das zuständige US-Zentralkommando zerstörte am Samstag nach eigenen Angaben unter 

anderem ein System zum Abschuss von Boden-Luft-Raketen im Jemen sowie eine Drohne über dem Roten Meer. Diese 

hätten eine Bedrohung dargestellt für Handelsschiffe der USA und ihrer Verbündeten in der Region  (dpa/AFX). 
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Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj hat sich offen für das Angebot künftiger US-Waffenhilfe auf Kredit 

gezeigt. "Wir werden jede Option akzeptieren", sagte Selenskyj in einem am Samstag im ukrainischen Fernsehen 

ausgestrahlten Interview dazu. Die USA sind mit Waffenhilfen über umgerechnet 40 Milliarden Euro militärisch der 

wichtigste Verbündete der Ukraine bei ihrer Abwehr des russischen Angriffskriegs. Allerdings liegt weitere Rüstungshilfe 

derzeit wegen eines innenpolitischen Streits zwischen Demokraten und Republikanern im US-Parlament auf Eis. Die 

Ukraine ist deswegen auf dem Schlachtfeld ins Hintertreffen geraten und verliert an Boden gegen die russischen 

Besatzungstruppen. Nach Angaben Selenskyjs gibt es für die Ukraine keine Wahl: Sie müsse jedes Angebot akzeptieren, 

um siegen und überleben zu können. Wenn er entscheiden müsse, ob er das Paket jetzt auf Kredit oder in einem Jahr 

quasi gratis bekomme, würde er es sofort auf Kredit nehmen, sagte der ukrainische Staatschef  (dpa/AFX). 

Die Ukraine braucht aus Sicht von Präsident Wolodymyr Selenskyj insgesamt 25 Patriot-Flugabwehrsysteme für den 

Schutz ihres Luftraums gegen russische Raketen- und Drohnenangriffe. Um den Luftraum abzuriegeln, seien 25 Systeme 

mit jeweils 6 bis 8 Batterien nötig, sagte Selenskyj in einem am Samstag im Fernsehen ausgestrahlten Interview. "Alle 

unsere Partner wissen dies ganz genau, sie kennen sogar die Punkte, an denen die entsprechenden Systeme platziert 

werden sollten." Patriots und analoge westliche Flugabwehrsysteme - darunter fällt auch das deutsche Iris-T - haben sich 

nach seinen Angaben hervorragend bewährt (dpa/AFX). 

Der ukrainische Militärgeheimdienstchef Kyrylo Budanow hofft weiter auf die von Deutschland bisher abgelehnte 

Lieferung der Marschflugkörper vom Typ Taurus im Kampf gegen die russische Invasion. "Der Taurus würde unser 

Leben sicherlich einfacher machen", sagte der Chef des Militärgeheimdienstes HUR in einem Interview der ARD. "Um 

Kommandozentralen zu treffen, um einige sehr wichtige Ziele zu treffen, ist es eine ausgezeichnete Waffe." Auch die 

russische Brücke zur annektierten Schwarzmeer-Halbinsel Krim bleibe ein wichtiges Ziel für die Ukraine: "Die Brücke 

wird schwer bewacht und verteidigt. Aber alle arbeiten an diesem Thema." (dpa/AFX). 

Nach russischen Angaben sind bei dem Beschuss des von Russland kontrollierten Atomkraftwerks Saporischschja im 

Südosten der Ukraine drei Mitarbeiter verletzt worden. Es habe einen ukrainischen Angriff in der Nähe der Kantine des 

Kraftwerks sowie auf eine Ladezone und die Kuppel des sechsten Reaktors des AKWs gegeben, teilt der russische 

Atomkonzern Rosatom mit. Zuvor hatte bereits die von Russland eingesetzte Verwaltung des Meilers berichtet, auf der 

Kuppel eines Kraftwerksblocks sei eine Drohne explodiert. Diese habe aber keinen Schaden angerichtet (Reuters). 

Die UN-Atomaufsicht IAEA erklärt, die Drohnenangriffe auf das von Russland kontrollierte Kernkraftwerk 

Saporischschja in der Ukraine hätten das Gebäude beschädigt. Die nukleare Sicherheit sei jedoch nicht gefährdet, 

schreibt IAEA-Chef Rafael Grossi auf der Plattform X. "Die Schäden an Block 6 haben die nukleare Sicherheit nicht 

gefährdet, aber es handelt sich um einen ernsten Vorfall, der die Integrität des Reaktorsicherheitssystems untergraben 

könnte", heißt es. Es habe drei "direkte Treffer" auf solche Strukturen gegeben (Reuters). 

Den russischen Angaben nach war schon früher am Sonntag eine Drohne an der Kantine des AKW eingeschlagen. Ein Lkw, 

der gerade entladen wurde, sei beschädigt worden. Unabhängig überprüfbar waren die Angaben der russischen Seite 

nicht. Sie klagt seit Tagen über zunehmende Drohnenattacken auf das Werk und macht dafür die Ukraine verantwortlich  

(dpa/AFX). 

Im Streit um billige Produkte aus China auf ausländischen Märkten wollen Washington und Peking laut US-Angaben 

weiter über Überkapazitäten diskutieren. "Ich bin besonders über die Auswirkungen chinesischer Industrie-

Überkapazitäten in bestimmten Sektoren als Ergebnis der Unterstützung der Regierung besorgt", sagte US -

Finanzministerin Janet Yellen am Samstag im südchinesischen Guangzhou laut Mitteilung  (dpa/AFX). 

Der russische Außenminister Sergej Lawrow will bei einem bis Dienstag angesetzten Besuch in Peking mit seinem 

chinesischen Kollegen Wang Yi über den Krieg in der Ukraine und andere brennende Themen sprechen. Das teilte das 

Außenministerium in Moskau am Sonntag mit. Demnach sollte Lawrows Reise am Montag beginnen und bis Dienstag 

dauern. Bei den Verhandlungen gehe es um eine Vielzahl an Fragen, darunter auch die Lage in der Asien -Pazifik-Region 

und die Zusammenarbeit beider Länder in internationalen Organisationen wie den UN, Brics und G20 (dpa/AFX). 
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Automobile / Zulieferer 

Chinesische Autobauer sind nach den Worten von Handelsminister Wang Wentao nicht auf Subventionen angewiesen, 

um sich einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen. Zudem seien Anschuldigungen der USA und der EU, es gebe 

Überkapazitäten, unbegründet, sagte der Wang einer Mitteilung des Ministeriums vom Montag zufolge. Der Minister 

äußerte sich bei einer Gesprächsrunde mit chinesischen Unternehmen in Paris, bei dem er unter anderem Chinas Exporte 

von Elektrofahrzeugen auf den europäischen Markt erörtern wollte (Reuters). 

Chemie 

Bayer muss in einem Rechtsstreit um das Unkrautvernichtungsmittel Roundup (Glyphosat) deutlich weniger zahlen als 

gedacht. Wie am Freitag aus Gerichtsunterlagen hervorging, reduzierte Richter Daniel Green in Jefferson City (Missouri) 

den von Geschworenen den drei Klägern zugesprochenen Schadenersatz von insgesamt 1,5 Milliarden US -Dollar auf 600 

Millionen Dollar (dpa/AFX). 

Gesundheitswesen 

Eine frühzeitige Behandlung mit dem Cholesterin-Senker Leqvio kann nach Darstellung des Pharmakonzerns Novartis 

deutliche Vorteile bringen. In Kombination mit einer Statintherapie könne das "schlechte" Cholesterin LDL -C signifikant 

gesenkt werden kann, teilte Novartis in der Nacht auf Sonntag mit. Die Daten der Studie "V -Initiate" wurden in den USA 

an einem Kongress vorgestellt (dpa/AFX). 

Industrie 

Der Industriedienstleister Bilfinger peilt weitere Übernahmen an. "Der Blick richtet sich vor allem auf die 

Wachstumsmärkte Mittlerer Osten und USA", sagte Finanzchef Matti Jäkel der "Börsen-Zeitung" (Samstagausgabe). 

"Auch in Europa interessiert uns das ein oder andere." In Deutschland hingegen sei Bilfinger so breit aufgestellt, dass hier 

kein Übernahme-Bedarf bestehe. 

Sonstige 

SAP will nach einem Zeitungsbericht als Teil seines angekündigten Großumbaus voraussichtlich 2600 Stellen in 

Deutschland streichen. Ein Sprecher des Konzerns äußerte sich am Samstag nicht zu der konkreten Zahl, die aus einem 

Bericht des "Handelsblatts" hervorgeht. Bisher war lediglich von insgesamt 8000 Stellen die Rede, die von der 

Umstrukturierung betroffen seien. SAP hatte dies im Januar mitgeteilt, ohne zu benennen, wo wie viele Arbeitsplätze 

wegfallen werden. "SAP hat im Januar ein Restrukturierungsprogramm für das ganze Unternehmen gestartet, um sich 

auf strategische Wachstumsfelder wie Business AI zu konzentrieren", teilte der Sprecher nun mit.  
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